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1. Instanz

Aktenzeichen S 10 KR 203/99
Datum 23.01.2002

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 KR 59/02
Datum 17.10.2002

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Landshut vom 23.
Januar 2002 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist, ob die Beklagte verpflichtet ist, die Kosten zu erstatten, die durch die
Operation der Beigeladenen, Frau M. Z. Krankenhaus der KlÃ¤gerin entstanden sind.

Die KlÃ¤gerin hat sich mit Fax vom 12.08.1999 an die Beklagte gewandt und
mitgeteilt, sie habe bei der am 07.07.1939 geborenen Beigeladenen am 11.08.1999
notfallmÃ¤Ã�ig eine Operation durchgefÃ¼hrt, nachdem die behandelnden Ã�rzte
im Vertragskrankenhaus A. die Beigeladene zur Operation angemeldet hÃ¤tten. Die
Beigeladene bestÃ¤tigte am 27.08.1999, sie habe keine AbtretungserklÃ¤rung
unterschrieben. Die Beklagte lehnte mit an die KlÃ¤gerin gerichteten Bescheid vom
16.08.1999 eine KostenÃ¼bernahme mit der BegrÃ¼ndung ab, das Herzzentrum I.
sei kein zugelassenes Vertragskrankenhaus. Der hiergegen eingelegte Widerspruch
wurde mit Widerspruchsbescheid vom 03.12.1999 zurÃ¼ckgewiesen.
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Hiergegen erhob der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der KlÃ¤gerin Klage zum Sozialgericht
Landshut. Der Klageschrift ist eine undatierte AbtretungserklÃ¤rung der
Beigeladenen beigefÃ¼gt. Das Sozialgericht hat nach AnhÃ¶rung der Beteiligten die
Klage mit Gerichtsbescheid vom 23.01.2002 abgewiesen. Die Voraussetzungen
fÃ¼r einen Kostenerstattungsanspruch gemÃ¤Ã� Â§ 13 Abs.3 SGB V seien nicht
gegeben. Eine rechtswidrige Leistungsablehnung liege nicht vor. Auch von einer
Notfallbehandlung kÃ¶nne nach dem vorliegenden Geschehensablauf nicht
ausgegangen werden. Es habe sich um eine lÃ¤ngerfristig geplante MaÃ�nahme
gehandelt, die ohne zeitliche VerzÃ¶gerung auch in einem zugelassenen
Krankenhaus hÃ¤tte durchgefÃ¼hrt werden kÃ¶nnen. Die Beklagte habe zu Recht
darauf hingewiesen, dass sowohl die drei Herzzentren in MÃ¼nchen als auch das
Herzzentrum des Klinikums Regensburg schneller erreichbar gewesen wÃ¤ren, bei
einem wirklichen Notfall also aufgesucht worden wÃ¤ren.

Gegen diesen Gerichtsbescheid richtet sich die Berufung, die nicht begrÃ¼ndet
wurde. Auf Anfrage des Senats teilt die Beigeladene am 09.09.2002 mit, sie habe
vom Herzzentrum keine Rechnung fÃ¼r ihre Operation erhalten. Der Vertreter der
KlÃ¤gerin erklÃ¤rt im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung, er habe der Beklagten
hierfÃ¼r DM 27.925,22 in Rechnung gestellt.

Die KlÃ¤gerin beantragt sinngemÃ¤Ã�, den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Landshut vom 23.01.2002 und den zugrunde liegenden Bescheid der Beklagten
vom 16.08.1999 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 03.12.1999
aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, DM 27.925,22 an Operations- und
Behandlungskosten fÃ¼r die Beigeladene zu bezahlen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der beigezogenen Akte der
Beklagten sowie der Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die gemÃ¤Ã� Â§ 151 SGG form- und fristgerecht eingelegte Berufung, die nicht der
Zulassung gemÃ¤Ã� Â§ 144 SGG bedarf, ist unbegrÃ¼ndet.

Das Sozialgericht hat zutreffend festgestellt, dass ein Kostenerstattungsanspruch
nicht gegeben ist. Ein Notfall lag nicht vor.

GrundsÃ¤tzlich dÃ¼rfen Krankenkassen Krankenhausbehandlung fÃ¼r ihre
Versicherten nur in zugelassenen KrankenhÃ¤usern erbringen (Â§ 108 SGB V). Beim
Krankenhaus der KlÃ¤gerin handelte es sich nicht um ein zugelassenes
Krankenhaus, dies ist unbestritten. Nur bei Vorliegen eines Notfalles richtet sich der
VergÃ¼tungsanspruch des Krankenhauses dann gegen die Krankenkasse (s. BSG
Urteil vom 09.10.2001, SozR 3-2500 Â§ 13 Nr.25). Die Notfallbehandlung eines
Kassenpatienten durch ein nicht zugelassenes Krankenhaus erfolgt nÃ¤mlich als
Sachleistung zu Lasten der Krankenversicherung. Ein Notfall im Sinne des Â§ 76
Abs.1 SGB V liegt dann vor, wenn eine dringende BehandlungsbedÃ¼rftigkeit
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besteht und ein an der Versorgung teilnahmeberechtigter Arzt nicht rechtzeitig zur
VerfÃ¼gung steht. Dies ist vor allem der Fall, wenn ohne eine sofortige Behandlung
durch einen Nichtvertragsarzt Gefahren fÃ¼r Leib und Leben entstehen oder heftige
Schmerzen unzumutbar lange andauern wÃ¼rden (Hess, KassKomm Rdz.12 zu Â§
76 SGB V mwN). Im Fall der Beigeladenen ist ein Notfall bereits deshalb nicht
anzunehmen, weil sich die Beigeladene vor dem 11.08.1999 im Kreiskrankenhaus A.
, einem zugelassenen Krankenhaus befunden hat. Sie war transportfÃ¤hig.
Zugelassene KrankenhÃ¤user, wie z.B. das Herzzentrum Regensburg oder die
MÃ¼nchner KrankenhÃ¤user, wÃ¤ren schneller zu erreichen gewesen. Es bestand
somit keinerlei Notwendigkeit, die Beigeladene zur Operation von A. nach I. zu
transportieren. Ein eigener Leistungsanspruch der KlÃ¤gerin gegenÃ¼ber der
Beklagten ist nicht zustande gekommen.

Auch aus der undatierten AbretungserklÃ¤rung kann die KlÃ¤gerin keine Rechte
herleiten. UnabhÃ¤ngig davon, dass gemÃ¤Ã� Â§ 53 Abs.2 SGB I AnsprÃ¼che auf
Geldleistungen nur Ã¼bertragen und verpfÃ¤ndet werden kÃ¶nnen zur ErfÃ¼llung
oder zur Sicherung von AnsprÃ¼chen auf RÃ¼ckzahlung von Darlehen und auf
Erstattung von Aufwendungen, die im Vorgriff auf fÃ¤llig gewordene
Sozialleistungen zu einer angemessenen LebensfÃ¼hrung gegeben oder gemacht
worden sind, oder wenn der zustÃ¤ndige LeistungstrÃ¤ger feststellt, dass die
Ã�bertragung oder VerpfÃ¤ndung im wohl verstandenen Interesse des Berechtigten
liegt, eine Abtretung im vorliegenden Fall also nicht zulÃ¤ssig wÃ¤re, fehlt ein
Anspruch, der abzutreten wÃ¤re. Der Beigeladenen ist nÃ¤mlich kein
Kostenerstattungsanspruch gemÃ¤Ã� Â§ 13 Abs.3 SGB V gegenÃ¼ber der
Beklagten entstanden. Nach Â§ 13 Abs.3 SGB V sind Kosten in der entstandenen
HÃ¶he zu erstatten, wenn die Krankenkasse eine unaufschiebbare Leistung nicht
rechtzeitig erbringen konnte oder sie eine Leistung zu Unrecht abgelehnt hat und
dadurch Versicherten fÃ¼r die selbst beschaffte Leistung Kosten entstanden sind.
Da die KlÃ¤gerin der Beigeladenen keine Rechnung gestellt hat, sind ihr keine
Kosten entstanden. Aber auch wenn solche noch erwachsen kÃ¶nnten, wÃ¤re kein
Freistellungsanspruch entstanden (dazu BSG vom 09.10.2001 a.a.O.), denn die
Beklagte hat sich nie geweigert, die fÃ¼r notwendig erachtete Behandlung
durchzufÃ¼hren und hat sie auch nicht verzÃ¶gert oder anderweitig die
Inanspruchnahme der Privatklinik herbeigefÃ¼hrt.

Die Kostenfolge ergibt sich aus Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 SGG zuzulassen, sind nicht gegeben.

Erstellt am: 03.09.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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